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Vorsteuern, die einem Unterneh-
mer im Zusammenhang mit der 
Anschaffung (Herstellung), Miete 

oder dem Betrieb von PKW, Kombinations-
kraftwagen oder Krafträdern in Rechnung 
gestellt werden, kann dieser nicht abziehen. 
Der leistungsempfangende Unternehmer 
hat daher den Bruttobetrag zu begleichen 
und kann die Vorsteuer etwa aus dem Kauf-
preis, der Leasingrate, dem Treibstoff oder 
der Wartung nicht geltend machen. Davon 
abweichend ist jedoch seit dem 1.1.2016 
bei unternehmerisch genutzten PKW oder 
Kombinationskraftwagen mit einem CO2-
Emissionswert von 0 Gramm pro Kilome-
ter (z.B. Elektroautos) ein Vorsteuerabzug 
möglich. Dabei sind einige Besonderheiten 
zu beachten.

Anschaffungskosten unter € 40.000
Für den Vorsteuerabzug sind die ertrag-
steuerlichen Regelungen betreffend die 
Angemessenheit von Aufwendungen im 
Zusammenhang mit Personen- und Kom-
binationskraftwagen zu berücksichtigen. 
Danach gelten Aufwendungen oder Aus-
gaben im Zusammenhang mit der An-
schaffung eines PKW- oder Kombinati-
onskraftwagens insoweit als angemessen 
(und somit als steuerlich anerkannt), als die 

Anschaffungskosten (inkl. USt und NoVA) 
€ 40.000 nicht übersteigen.

Aus umsatzsteuerlicher Sicht hat dies 
nach Ansicht der Finanzverwaltung zur 
Folge, dass bei der Neuanschaffung eines 
unternehmerisch genutzten E-Autos, des-
sen Anschaffungskosten € 40.000 nicht 
übersteigen, der Vorsteuerabzug nach den 
allgemeinen Voraussetzungen uneinge-
schränkt zusteht.
Übersteigen die Anschaffungskosten die 
Angemessenheitsgrenze um mehr als 100 % 
 und sind sie somit höher als € 80.000, steht 
jedoch kein Vorsteuerabzug zu.

Über € 40.000: Eigenverbrauchsbesteu-
erung
Liegen die Anschaffungskosten zwischen 
€ 40.000 und € 80.000, steht dem Un-
ternehmer der Vorsteuerabzug in einem 
ersten Schritt uneingeschränkt zu. Der 
die Angemessenheitsgrenze von € 40.000 
übersteigende Teil des Vorsteuerabzugs 
ist in weiterer Folge durch eine Eigen-
verbrauchsbesteuerung entsprechend zu 
neutralisieren.

Beispiel: Der Unternehmer A schafft ein 
E-Auto, welches ausschließlich für steu-

erpflichtige Umsätze verwendet wird, am 
10.1.2016 um € 60.000 (brutto) an. Der 
Vorsteuerabzug steht zunächst zur Gänze 
in Höhe von € 10.000 (= 60.000/120*20) 
zu. Jener Teil der Anschaffungskosten, der 
die Grenze von € 40.000 überschreitet (= 
€ 20.000), unterliegt im Jahr der Anschaf-
fung der Eigenverbrauchsbesteuerung.

Der Unternehmer A hat daher – ähnlich 
wie bei einem Verkauf an einen fremden 
Dritten – € 3.333,33 (= € 20.000/120*20) 
an Umsatzsteuer an das Finanzamt wieder 
abzuführen. Wirtschaftlich betrachtet ist 
daher der Vorsteuerabzug bei E-Autos mit 
€ 6.666,67 gedeckelt (€ 40.000/120*20). 
Sinngemäß ist auch bei Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Miete oder dem 
Betrieb eines E-Autos vorzugehen.

Elektrofahrzeuge 
und Vorsteuerabzug
Die Anschaffung eines Elektrofahrzeuges ist mit zahlrei-
chen steuerlichen Begünstigungen verbunden und kann für 
den Unternehmer durchaus sinnvoll sein. Es gilt allerdings 
einige Besonderheiten zu beachten.

TIPP
Die Kosten für Strom als Treibstoff be-
rechtigen hingegen auch bei E-PKW mit 
Anschaffungskosten von über € 80.000 
zum vollen Vorsteuerabzug. Weiters ist 
zu beachten, dass E-Autos auch von der 
Normverbrauchsabgabe und von der 
motorbezogenen Versicherungssteuer 
befreit sind.
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Schöne Verfassung

Heute Morgen, nach einer endlich wieder 
kühlen Nacht, lese ich auf ORF.at den Ar-
tikel zur Vergabe der EU-Top-Jobs „Das 

Kalkül hinter den Postenvergaben“ und sogleich 
stieg es mir heiß auf – wähnte ich Brüssel in Ös-
terreich oder umgekehrt.

„Befindlichkeiten von Staaten und Parteien stehen 
über allen anderen Mechanismen.“ … „Denn was 
folgte, war im Sinne der nötigen Lösungsfindung 
zwar erleichternd, aber nicht nur aus Sicht des 
EU-Parlaments fragwürdig.“ … und dazu noch 
ein Zitat aus der belgischen Zeitung De Stand-
aard: „Die Verteilung der Macht gleiche immer 
einem Schlachtfeld aus fragilen Gleichgewichten, 
rohen Interessen, unvereinbaren Rivalitäten und 
persönlichen Ambitionen.“ 

Was dieser Tage in Brüssel auf europäischer Ebe-
ne passierte, erleben wir in Österreich seit der 
berauschten Zusammenkunft auf Ibiza beinahe 
täglich. Machtpolitische Spielchen, persönliche 
Animositäten, Packeleien und trotzige Reakti-

onen. Da wie dort erleben wir aber auch, dass 
es sich die größten „Rivalen“ dann doch wieder 
(gemeinsam) richten und die „persönlichen“ An-
liegen (Kanditaten, Gesetze – was auch immer) 
an das erwünschte Ziel bringen. So wurden z.B. 
die auf Ibiza angesprochenen „spendenoptimalen“ 
Vereine nun per Gesetz von eben der Partei des 
Berauschten und deren größten Widersacherin 
als „spendenneutral“ durch den Nationalrat ge-
wunken. Wurden die Äußerungen auf Ibiza noch 
von höchster Stelle als untragbar bezeichnet, so ist 
das soeben aus dem spendenoptimierenden Ibiza-
Rausch resultierende Gesetz von höchster Stelle 
vollkommen unkommentiert geblieben. Was soll 
man dazu sagen? Dazu fällt mir nur ein: „In einer 
schönen Verfassung sind wir!“

In diesem Sinne, ich wünsche Ihnen einen schönen 
und eleganten Sommer!

Ihr
 Mag. Wolfgang Hackstock
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Zur Feststellung der CO2/km-Werte 
von Fahrzeugen wird ein neues 
Messverfahren herangezogen, das 

realistischere Messergebnisse erzielen soll. 
Das wirkt sich auch auf die Berechnung von 
NoVA und Sachbezugswerten aus. 

Zur Berechnung der CO2/km-Werte von 
Fahrzeugen kommt nun das neue Mess-
verfahren nach WLTP (Worldwide Harmo-
nized Light-Duty Vehicles Test Procedure) 
zur Anwendung. Dieses Messverfahren 
beruht auf weltweit gesammelten Fahr-
daten und soll mit seiner dynamischen 
Ausrichtung realistischere Messergeb-
nisse hinsichtlich Treibstoffverbrauch und 

CO2-Emissionen erzielen als das bisherige 
Messverfahren NEFZ (Neuer Europäischer 
Fahrzyklus).

Übergangsregelungen
Seit 01.09.2017 werden alle neu typisier-
ten Pkw dem Prüfverfahren WLTP zur 
Ermittlung der Verbrauchs- und Abgas-
werte unterzogen. Die nach dem WLTP-
Prüfverfahren ermittelten Verbrauchswerte 
werden mittels der unionsrechtlichen Ap-
plikation „CO2MPAS“ auf NEFZ-Werte 
(= korrelierte NEFZ-Werte) zurückgerech-
net. Für die Ermittlung der NoVA sowie 
der Sachbezugswerte sind die korrelierten 
NEFZ-Werte heranzuzuziehen. Für Fahr-

zeuge vor diesem Stichtag gelten noch die 
Werte nach NEFZ (alt). 

Seit 01.09.2018 sind alle neu zugelassenen 
Fahrzeuge der Messmethode WLTP zu 
unterziehen, zunächst alle Fahrzeuge der 
Klasse M1/N1 Gruppe I (bis 1.305 kg). Für 
die Besteuerung dieser Fahrzeuge (Sach-
bezugswerte, NoVA) sind die korrelierten 
NEFZ-Werte heranzuziehen. Bei den ge-
nannten Fahrzeugen ist im Zulassungs-
schein der korrelierte NEFZ-Wert bereits 
ausgewiesen – dieser ist bis zum 31.12.2019 
für die Besteuerung heranzuziehen.

Ab 01. 01. 2020 sind voraussichtlich aus-

Änderungen bei Sachbezugswerten und 
NoVA durch neues CO2-Messverfahren

Umstellung des CO2-Messverfahrens bei PKW – Änderungen 
bei Sachbezugswerten und NoVA.
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schließlich die nach dem WLTP-Prüfver-
fahren ermittelten CO2-Werte für die Be-
rechnung der Sachbezugswerte bzw. der 
NoVA zu verwenden.

Normverbrauchsabgabe (NoVA)
Die NoVA ist eine einmalig zu entrichten-
de Steuer, die bei erstmaliger Zulassung 
von Personenkraftwagen (ausgenommen 
Elektrofahrzeuge) in Österreich fällig wird. 
Grundlage der Berechnung der NoVA ist 
der CO2-Emissionswert in Gramm CO2/
km. Von diesem CO2-Emissionswert wer-
den 90 Gramm abgezogen. Dieser Wert ist 
durch fünf zu teilen. Das Ergebnis ist der 
Steuersatz, der zur Berechnung der NoVA 

herangezogen wird. Der errechnete Steu-
ersatz ist auf den Nettowert (exkl. USt und 
NoVA) des Pkw anzuwenden, anschließend 
ist ein Fixbetrag in der Höhe von € 300 
Euro abzuziehen.

Sachbezug
Ein Sachbezug ist in all jenen Fällen an-
zusetzen, in denen der Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug zur pri-
vaten Nutzung überlässt. Die Höhe des 
Sachbezugs hängt von den CO2-Emissi-
onen des Fahrzeugs ab und beträgt zwi-
schen 2% und 0% (bei Elektrofahrzeugen) 
der tatsächlichen Anschaffungskosten des 
Kraftfahrzeuges.

Ob der Sachbezug 0%, 1,5% oder 2% be-
trägt, ist anhand des für das Jahr der An-
schaffung (bzw. bei Gebrauchtwagen für 
das Jahr der Erstzulassung) geltenden ma-
ximalen CO2-Emissionswertes laut Sach-
bezugswerteverordnung zu beurteilen – un-
abhängig davon, wann dem Arbeitnehmer 
das Fahrzeug überlassen wurde.

Gerne führen wir für Sie die Berechnung 
der NoVA sowie die Ermittlung der Sach-
bezugswerte durch.

©Nady - stock.adobe.com
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Umsatzsteuer: Verschärfungen bei 
Nachweispflichten ab 1.1.2020
Der Beschluss einiger Sofortmaßnahmen der Europäischen 
Kommission bringt signifikante Änderungen hinsichtlich der 
Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen.

Ab 1.1.2020 sind die Aufzeichnung 
der gültigen UID-Nummer des Ab-
nehmers sowie die korrekte Abgabe 

einer Zusammenfassenden Meldung (ZM) 
ausdrückliche Voraussetzungen für die Steu-
erfreiheit von innergemeinschaftlichen Lie-
ferungen. Werden diese Formalvorschriften 
nicht erfüllt, droht die Umsatzsteuerpflicht 
der Umsätze.

Gültige UID-Nummer und korrekte 
Zusammenfassende Meldung (ZM) als 
materiellrechtliche Voraussetzung
Die Steuerbefreiung für innergemeinschaft-
liche Lieferungen setzt ab 1.1.2020 voraus, 
dass der Erwerber in einem anderen Mit-
gliedstaat als in dem Staat, in dem die Be-
förderung/Versendung der Ware beginnt, 
registriert ist und dem Lieferer seine gültige 
UID-Nummer mitteilt. Zudem ist nunmehr 
auch die Abgabe einer korrekten ZM durch 
den Lieferer Voraussetzung für die Steuer-
befreiung.

Somit sind ab 1.1.2020 das Vorliegen der 
gültigen UID-Nummer des Abnehmers 
und die korrekte Aufnahme der innerge-
meinschaftlichen Lieferung in die ZM 
materiellrechtliche Voraussetzungen für 
die Steuerfreiheit innergemeinschaftlicher 
Lieferungen. Die Berufung auf die bisherige 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH), wonach die Steuerbefreiung 
für innergemeinschaftliche Lieferungen bei 
Fehlen einer gültigen ausländischen UID-
Nummer nicht versagt werden dürfe, wenn 
die sonstigen Voraussetzungen für die in-
nergemeinschaftliche Lieferung zweifelsfrei 
vorliegen, ist daher zukünftig nicht mehr 
möglich.

Änderung bei den Nachweispflichtigen 
für innergemeinschaftliche Lieferungen
Um die Steuerbefreiung bei innergemein-
schaftlichen Lieferungen in Anspruch neh-
men zu können, muss der Lieferer nach wie 
vor nachweisen, dass Waren tatsächlich ins 
übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt sind 
(sog. Belegnachweis).

Neu ist ab 1.1.2020, dass widerlegbare 
Vermutungen im Zusammenhang mit dem 
Belegnachweis normiert wurden. So kann 
etwa vermutet werden, dass der Liefergen-
genstand in den Bestimmungsmitgliedstaat 
transportiert wurde, wenn der Verkäufer 
(als Auftraggeber des Transports) im Besitz 
von mindestens zwei einander nicht wider-
sprechenden und von unabhängigen Dritten 
erstellten Nachweisen ist. Als Nachweise 
gelten Unterlagen zum Transport/Versand 
(z.B. ein CMR-Frachtbrief), Versicherungs-

polizzen für den Warentransport, Bankun-
terlagen, die die Bezahlung des Transports 
belegen, Bestätigungen von öffentlicher 
Stelle (zB Notar) sowie Quittungen eines 
Lagerinhabers über die Lagerung der Ge-
genstände.

Veranlasst der Erwerber den Transport 
(Abholfall), ist zusätzlich eine schriftliche 
Erklärung des Erwerbers, dass er den Trans-
port veranlasst hat, notwendig. Inwieweit 
und welche weiteren Nachweise von der Fi-
nanzverwaltung akzeptiert werden, bleibt 
abzuwarten.

Optimierung unternehmensinterner 
Prozesse
Um Ihre Geschäfte auch zukünftig rei-
bungslos abwickeln zu können, empfehlen 
wir Ihnen, noch im Jahr 2019 die unterneh-
mensinternen Prozesse, insbesondere aber 
die UIDs Ihrer Lieferanten, im Hinblick auf 
die ab 1.1.2020 geltenden Änderungen zu 
überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. 

Wir stehen ihnen bei umsatzsteuerlichen 
Fragen, bei der Anpassung Ihres Rech-
nungswesens sowie der effizienten Aus-
gestaltung Ihres internen Workflows sehr 
gerne zur Verfügung.

© NicoElNino - stock.adobe.com
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Keine Anwendbarkeit der begünstigten 
Reihengeschäftsregelungen ohne 

korrekte Rechnung
Für die Finanz verhindern formale Fehler die Anwendung der Dreiecksregelung. Solche 
Fehler sind auch nur in Ausnahmefällen sanierbar. Der Erwerber sollte daher auf eine 

formal korrekte Rechnungslegung achten.

Bei Warenlieferungen, an denen mehrere, in unterschiedlichen 
EU-Staaten ansässige Unternehmer beteiligt sind, kann es 
aus umsatzsteuerlicher Sicht für den involvierten österrei-

chischen Unternehmer zu zusätzlichen steuerlichen Verpflichtungen 
kommen. Der österreichische Unternehmer ist unter Umständen 
dazu gezwungen, sich im EU-Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke 
registrieren zu lassen.

Um solche Verpflichtungen zu vermeiden, enthält das österrei-
chische Umsatzsteuergesetz für sogenannte „innergemeinschaft-
liche Dreiecksgeschäfte“ Vereinfachungsregeln, bei welchen jedoch 
strenge Formalerfordernisse zu erfüllen sind.

Definition Dreiecksgeschäft 
An einem Dreiecksgeschäft sind drei Unternehmer beteiligt, die in 
drei verschiedenen EU-Mitgliedstaaten über denselben Gegenstand 
Umsatzgeschäfte abschließen, wobei dieser Gegenstand unmittel-
bar vom ersten Lieferanten an den letzten Abnehmer gelangt. Der 
mittlere Unternehmer wird als Erwerber, der letzte Unternehmer 
als Empfänger bezeichnet.

Beispiel: Ein polnischer Unternehmer (= Empfänger) bestellt 
Waren bei seinem österreichischen Händler (= Erwerber). Dieser 
wiederum erwirbt die Waren in Deutschland bei einem deutschen 
Unternehmer (= Erstlieferant), holt diese dort ab und liefert sie 
direkt an den polnischen Unternehmer.

Grundsätzlich müsste sich der österreichische Händler in Polen 
umsatzsteuerlich registrieren, da er dort einerseits einen inner-
gemeinschaftlichen Erwerb aus der Lieferung an ihn sowie den 
Umsatz aus der Lieferung an den Empfänger versteuern müsste. 

Zusätzlich käme es zu einer Erwerbsbesteuerung in Österreich, da 
der österreichische Erwerber seine österreichische UID verwendet.

Vereinfachungsregel
Kommt die Vereinfachungsregel des Dreieckgeschäfts zur Anwen-
dung, bedeutet dies für den Erwerber:

•	 Der innergemeinschaftliche Erwerb gilt im UID Land (Öster-
reich) als besteuert. 

•	 Der innergemeinschaftliche Erwerb im Bestimmungsland (Po-
len) ist befreit. 

•	 Für die Lieferung an den letzten Abnehmer im Bestimmungsland 
(Polen) geht die Steuerschuld auf den Abnehmer (polnischer 
Unternehmer) über.

Korrekte Rechnung
Formale Voraussetzung für die Vereinfachungsregel ist, dass der 
Erwerber eine korrekte Rechnung ausstellt, die zusätzlich folgende 
Angaben enthält: 

1.	 Einen ausdrücklichen Hinweis auf das Vorliegen eines innerge-
meinschaftlichen Dreiecksgeschäftes und die Steuerschuldner-
schaft des letzten Abnehmers,

2.	 die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, unter der der Unter-
nehmer (Erwerber) den innergemeinschaftlichen Erwerb und 
die nachfolgende Lieferung der Gegenstände bewirkt hat, und

3.	 die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Empfängers der 
Lieferung.

Zusammenfassende Meldung
Zusätzlich hat der Erwerber noch eine Zusammenfassende Mel-
dung abzugeben, die unter anderem seine UID-Nummer sowie die 
UID-Nummer des Empfängers beinhalten muss. 

©Denys Rudyi - stock.adobe.com
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Verwenden Sie als Unternehmer im Rahmen Ihres Einzelunternehmens Betriebsvermögen 
vorübergehend für private Zwecke, ist dies als Nutzungsentnahme zu berücksichtigen.

Private Nutzung von Betriebsvermögen

Ist ein Wirtschaftsgut dem Betrieb zu-
zuordnen (= Betriebsvermögen), so 
sind die mit diesem Wirtschaftsgut in 

Zusammenhang stehenden Einnahmen und 
Ausgaben sowie Wertänderungen steuerlich 
zu erfassen.
 
Abgrenzung Betriebsvermögen/
Privatvermögen
Eine bloß vorübergehende Nutzung dieses 
Wirtschaftsgutes für private Zwecke nimmt 
diesem nicht die Betriebsvermögenseigen-
schaft. Aber Achtung, übersteigt die private 
Nutzung ein bestimmte Grenze (z.B. 50% 

bei beweglichen Wirtschaftsgütern) liegt 
kein Betriebsvermögen, sondern Privat-
vermögen vor. 

Wird Betriebsvermögen auch teilweise 
privat verwendet, ist dies in Form einer 
Nutzungsentnahme zu berücksichtigen. Die 
Bewertung der Nutzungsentnahme erfolgt 
mit dem entsprechenden Anteil an den Be-
triebsausgaben. Es sind daher die auf die 
Privatnutzung entfallenden Beträge an Ab-
schreibungen, Reparaturen, Betriebskosten 
sowie Finanzierungsaufwendungen u.a. als 
Entnahmewert anzusetzen.

Umsatzsteuer bei privater Nutzung
Werden Gegenstände, für die Sie als 
Unternehmer den vollen oder teilweisen 
Vorsteuerabzug geltend gemacht haben, 
für private Zwecke verwendet, unterliegt 
diese Verwendung der Umsatzsteuer. Be-
messungsgrundlage dafür sind die auf die 
Nutzung des Gegenstandes entfallenden 
effektiven Kosten. Dazu zählt neben den 
laufenden Betriebskosten auch die anteilige 
Absetzung für Abnutzung. Die Kosten sind 
um solche, bei denen kein Vorsteuerabzug 
möglich ist, zu kürzen.

TIPP
Wir empfehlen, die Verwendung von 
Betriebsvermögen für unternehmens-
fremde Zwecke stets genau zu dokumen-
tieren und die steuerliche Behandlung 
zeitnah mit uns abzuklären.

©Ismailciydem  - istockphoto.com



9Schlack & Partner

STEUERN

Der Wechsel von einem Einzelunternehmen in eine GmbH ist zumeist einkommensteuer-
neutral möglich, wodurch eine Besteuerung der stillen Reserven anlässlich der  

Vermögensübertragung an die GmbH vermieden werden kann.

Wechsel in eine GmbH – steuerliche 
Vor- und Nachteile

Die steuerlichen Vor- und Nachteile stel-
len sich überblicksartig wie folgt dar:

Steuerbelastung von 45,625%
gegenüber 55%
Die laufende Besteuerung auf Ebene der 
GmbH erfolgt mit dem 25%igen Körper-
schaftsteuersatz. Im Falle einer Dividen-
denausschüttung der GmbH ist vom Gewinn 
nach Körperschaftsteuer noch die 27,5%ige 
Kapitalertragsteuer zu entrichten, so dass es 
im Falle der Ausschüttung aus der GmbH 
an die Gesellschafter zu einer effektiven 
Steuerbelastung von 45,625% kommt. 
Demgegenüber unterliegt die Besteuerung 
des Gewinns bei natürlichen Personen im 
Rahmen ihres Einzelunternehmens dem 
progressiven Einkommensteuertarif von 
bis zu 55%.

Einzelunternehmen bis zu € 600.000 
Gewinn günstiger
Sofern beim Einzelunternehmen der Ge-
winnfreibetrag in maximaler Höhe in An-
spruch genommen wird, dem Geschäfts-
führer der GmbH ein Gehalt in Höhe von 
€ 80.000 gezahlt und bei der GmbH die 
Vollausschüttung angenommen wird, wer-
den Einzelunternehmen bis zu einem Ge-
winn von ca. € 600.000 günstiger besteuert.

Gewinne in der GmbH einbehalten
Die GmbH ist jedenfalls günstiger ab einem 

Gewinn von ca. € 600.000 (unter den obigen 
Prämissen), wobei die Vorteilhaftigkeit der 
GmbH bereits früher eintreten kann, wenn 
etwa der Gewinnfreibetrag nicht in jedem 
Jahr in maximaler Höhe in Anspruch ge-
nommen wird oder Gewinne der GmbH 
nicht ausgeschüttet werden. Dies ist ins-
besondere von Vorteil, da aufgrund der 
niedrigeren Steuerbelastung auf Ebene der 
GmbH dieser zusätzliche liquide Mittel zur 
Verfügung stehen, mit welchen etwa Kre-
dittilgungen getätigt werden können und 
somit insgesamt ein wirtschaftlicher Vorteil 
erzielt werden kann.

Verkauf von Liegenschaften  
durch die GmbH
Nachteilig ist die Besteuerung des Verkaufs 
von Liegenschaften sowie von Kapital-
vermögen, da die Gesamtsteuerbelastung 
auf Ebene der GmbH 45,625% beträgt. 
Im Vergleich dazu unterliegt der Verkauf 
von Liegenschaften einem Steuersatz von 
30% und der Verkauf von Kapitalvermö-
gen einem Steuersatz von 27,5% auf Ebene 
des Einzelunternehmens. Diesbezüglich ist 
jedoch anzumerken, dass sich dieser Vor-
teilhaftigkeitsvergleich relativiert, wenn das 
Liegenschaftsvermögen und/oder das Kapi-
talvermögen in der GmbH mit nicht ausge-
schütteten Gewinnen angeschafft wurde.

FAZIT
Wie aus den Ausführungen ersichtlich, 
hängt die Wahl für oder gegen eine 
GmbH von zahlreichen Faktoren ab, 
die im Einzelfall zu prüfen sind.

©Grafner - istockphoto.com
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Bei Verkauf eines Grundstück wird der Veräußerungsgewinn 
durch die Differenz zwischen Veräußerungserlös und An-

schaffungskosten bestimmt. Für die Anschaffungskosten ist zu 
unterscheiden: 

•	 	"Neu-Grundstücke": Hier werden die tatsächlichen Anschaf-
fungskosten – gegebenenfalls adaptiert – abgezogen 

•	 	"Alt-Grundstücke": Hier wird ein großzügiger pauschaler Wert 
für die Anschaffungskosten angesetzt.

Stichtag 31.03.2012
Neu-Grundstücke sind ab dem 31.03.2002 angeschafft worden und 
waren damit jedenfalls am Stichtag steuerverfangen. Das bedeutet, 
dass die zehnjährige Spekulationsfrist am 31.03.2012 noch nicht 
abgelaufen war. Alt-Grundstücke wurden vor dem 31.03.2002 an-
geschafft und waren damit am 31.03.2012 nicht steuerverfangen; die 
zehnjährige Spekulationsfrist war am 31.03.2012 bereits abgelaufen. 

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH)
Der VwGH entschied kürzlich: Wird ein Grundstück nach seiner 
Anschaffung bebaut, beginnt die Spekulationsfrist bereits mit der 
Anschaffung des Grundstückes zu laufen. Durch die Errichtung eines 
Gebäudes beginnt keine neue Frist zu laufen. Auch eine gesonderte 

Frist für das Gebäude wird nicht in Lauf gesetzt. Somit werden 
Grund und Boden und das Gebäude gleichbehandelt.

Beispiel: Im Jahr 1994 wird (nackter) Grund und Boden angeschafft. 
Es erfolgt darauf eine Errichtung eines Ferienhauses durch eine 
Baufirma (welche auch das finanzielle Baurisiko trägt) im Jahr 2004. 
Durch die Errichtung des Gebäudes beginnt keine neue Frist zu 
laufen. Das Grundstück (Grund und Boden und Gebäude) ist damit 
am 31.3.2012 nicht steuerverfangen und somit ein Altgrundstück. 
Bei einer Veräußerung ab dem 1.4.2012 kann daher ein Pauschalwert 
für die Anschaffungskosten von Grund und Boden sowie Gebäude 
(i.d.R. 86 % des Veräußerungserlöses) angesetzt werden.

Wäre das Gebäude erst nach dem 31.03.2012 errichtet worden, stellt 
das Gebäude nach Ansicht der Finanzverwaltung Neuvermögen 
dar. Somit wäre bei einer Veräußerung des Grundstücks nur im 
Hinblick auf den Grund und Boden die Möglichkeit gegeben, einen 
Pauschalwert für die Anschaffungskosten anzusetzen.

Wir beraten Sie gerne vor Verkauf einer Liegenschaft hinsichtlich 
der Besteuerung des Veräußerungsgewinns.

Einordnung eines bebauten Grundstücks 
als Alt- oder Neuvermögen

Für die Ermittlung der Immobilienertragsteuer ist entscheidend, ob es sich 
beim Grundstück um Alt- oder Neuvermögen handelt. 

© Wolfilser- stock.adobe.com
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Eine bereits abgeführte 
Immobilienertragsteuer ist 
nach Ansicht des Bundes-

finanzgerichts (BFG) nicht 
zurückzuerstatten, wenn die 
Rückabwicklung des Kauf-

vertrages bloß auf einer 
einvernehmlichen Parteien-

vereinbarung ohne Vorliegen 
gerichtlicher Auflösungs-

gründe beruht.

Immobilienertragsteuer 
bei Rückabwicklung eines Kaufvertrages

Gewinne aus der Veräußerung von 
Grundstücken sind grundsätzlich 
einkommensteuerpflichtig. Die 

Steuerschuld entsteht mit dem Abschluss 
des Kaufvertrages und dem Zufluss des 
Veräußerungserlöses. Bereits entstandene 
Abgabenansprüche können jedoch nach-
träglich abgeändert oder sogar aufgehoben 
werden. Voraussetzung dafür ist der Eintritt 
eines rückwirkenden Ereignisses, das für 
die Vergangenheit Auswirkungen auf den 
Abgabenanspruch hat.
 
BFG-Entscheidung zu den Vertragsauf-
lösungsgründen
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte kürz-
lich zu beurteilen, ob aus ertragsteuerlicher 
Sicht die einvernehmliche Rückabwicklung 
eines Kaufvertrages ohne Vorliegen ge-
richtlicher Anfechtungsgründe ein solches 
rückwirkendes Ereignis ist.

Dass BFG entschied, dass eigentlich nur 
die zivilrechtliche Anfechtung von Ver-
trägen wegen Willensmängeln (wie etwa 
Irrtum, List, Verkürzung um die Hälfte 
des wahren Wertes) ein rückwirkendes 
Ereignis darstellt. Das BFG erkennt aber 
dennoch auch eine Rückabwicklung des 
Veräußerungsgeschäftes auf Grund einer 
bloßen Vereinbarung der Vertragsparteien 
als ein solches rückwirkendes Ereignis an, 
wenn nachweislich die Voraussetzungen 
für eine gerichtliche Vertragsaufhebung 
gegeben wären.

Im gegenständlichen Fall lagen keine ge-
richtlichen Vertragsauflösungsgründe und 
somit auch kein rückwirkendes Ereignis 
vor. Es erfolgte daher keine Rückerstattung 
der abgeführten Immobilienertragssteuer.

FAZIT
Bitte beachten Sie, dass eine Rück-
abwicklung eines Grundstückkaufes 
nur bei Vorliegen von gerichtlichen 
Vertragsauflösungsgründen zu einer 
Rückerstattung der bereits abgeführten 
ImmoESt führt. Sollten Sie einen Kauf-
vertrag rückabwickeln wollen, ersuchen 
wir Sie vor der Vertragsaufhebung mit 
uns in Kontakt zu treten.

©beeboys - stock.adobe.com



Schlack & Partner12

STEUERN

Reduzierung des 30%igen 
Immobilienertragsteuersatzes 

Im Rahmen der Besteuerung des Betriebsverkaufs bzw. der Betriebsaufgabe kann die 
Steuerbelastung für mitzuverkaufende oder ins Privatvermögen übernommene Gebäude 
bzw. Grund und Boden von 30% Immobilienertragsteuer auf den halben durchschnittli-

chen Einkommensteuersatz reduziert werden.
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Die Besteuerung eines Betriebsverkaufs bzw. einer Betriebs-
aufgabe kann anstelle des progressiven Einkommensteu-
ertarifs mit dem halben durchschnittlichen Einkommen-

steuersatz erfolgen, sofern 

1.		seit der Eröffnung oder dem Erwerb des zu verkaufenden Unter-
nehmens sieben Jahre verstrichen sind und 

2.		der verkaufende Unternehmer das 60. Lebensjahr vollendet hat 
sowie 

3.	seine Erwerbstätigkeit einstellt oder erwerbsunfähig geworden ist. 

Der diesbezüglich maximale durchschnittliche Steuersatz beträgt 
ca. 27,5% bei einem Veräußerungsgewinn von über € 1 Million. In 
der Praxis liegt dieser halbe Durchschnittsteuersatz jedoch darunter.

Besteuerung des Gebäudes und des Grund und Bodens
Teil des zu verkaufenden Betriebsvermögens bzw. des aufzuge-
benden Unternehmens ist sehr oft auch eine Liegenschaft, wobei 
hinsichtlich der Besteuerung des Gebäudes und des Grund & Bodens 
zu unterscheiden ist:
•	 	Die Besteuerung des Gebäudes im Betriebsvermögen im Rahmen 

des Verkaufs oder der Aufgabe unterliegt einem fixen Steuersatz 
von 30%. Bemessungsgrundlage ist der anteilige Kaufpreis ab-
züglich des Restbuchwertes des Gebäudes.

•	 	Die Veräußerung von Grund und Boden im Betriebsvermögen 
unterliegt ebenfalls einem fixen Steuersatz von 30% des Veräu-
ßerungsgewinns. Bemessungsgrundlage ist der anteilige Kauf-
preis abzüglich der Anschaffungskosten oder von pauschalen 
Anschaffungskosten von 86% (bzw. 40% bei nach dem 31.12.1987 
umgewidmeten Grundstücken) des anteiligen Kaufpreises, wenn 
es sich um Altvermögen (= am 31.3.2012 nicht steuerverfangen) 

handelt. Zu beachten ist, dass im Rahmen einer Betriebsaufgabe 
Grund und Boden ohne Besteuerung ins Privatvermögen überführt 
werden kann

In der Praxis wird jedoch oft davon ausgegangen, dass die Be-
steuerung von Grund und Boden bei Altvermögen lediglich einer 
Besteuerung von 4,2% bzw. 18% des Veräußerungserlöses unterliegt. 
Die 4,2% und die 18% sind jedoch nur eine rechnerische Größe. 
Durch Abzug von pauschalen Anschaffungskosten in Höhe von 86% 
bzw. 40% ergibt sich eine steuerliche Bemessungsgrundlage von 
14% (= 100% - 86%) bzw. 60% (100% - 40%), die einer Besteuerung 
in Höhe von 30% unterliegt. Durchgerechnet entspricht dies somit 
einer effektiven Besteuerung von 4,2% (= 14% x 30%) bzw. 18% 
(= 60% x 30%) des Veräußerungserlöses.

Option zur Regelbesteuerung
Der Steuersatz von 30% für das Gebäude und den Grund und Boden 
kann jedoch unter Anwendung der Option zur Regelbesteuerung 
ebenso wie für das übrige zu verkaufende Betriebsvermögen auf 
den halben durchschnittlichen Einkommensteuersatz reduziert 
werden. Somit könnte etwa eine effektive Steuerbelastung von ca. 
3,5% vom Veräußerungserlös für betriebliches Immobilienvermögen 
erzielt werden.

Ergänzend sei festgehalten, dass die Option zur Regelbesteuerung 
für sämtliche in einem Veranlagungszeitraum stattfindenden Grund-
stücksverkäufe gilt und somit auch für andere Grundstücke der 
normale Einkommensteuertarif gilt. In der Praxis ist es jedoch selten, 
dass im selben Veranlagungszeitraum der Betriebsveräußerung 
und –aufgabe auch zahlreiche private Grundstücksveräußerungen 
stattfinden.

FAZIT
Die Nutzung des Steuervorteils im Zusammenhang mit der In-
anspruchnahme des halben durchschnittlichen Einkommensteu-
ertarifs (auch für Grundstücke) ist im Regelfall die günstigste 
Besteuerungsvariante beim Verkauf bzw. Aufgabe eines Betriebs. 
Daher wäre im Vorfeld eines Betriebsverkaufs oder einer Be-
triebsaufgabe auch eine Umstrukturierung einer GmbH in ein 
Einzelunternehmen oder Personengesellschaft zu überlegen, um 
eine optimale Besteuerung zu gewährleisten.

©guy - stock.adobe.com
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Bonitätsprüfung bei einem 
Gesellschafter-Verrechnungskonto

Überlässt nämlich die GmbH dem Gesellschafter Geld und 
stellt ihm somit einen Kredit zur Verfügung, ergibt sich 
oft die Frage der Fremdüblichkeit. Wird diese verneint, 

kann die Finanz eine verdeckte Gewinnausschüttung unterstellen 
und schreibt Kapitalertragsteuer vor. Gemäß Körperschaftsteuer-
richtlinien überprüft die Finanzbehörde die Fremdüblichkeit nach 
folgenden Kriterien:

•	 	Ausgangspunkt sind die vertraglichen Rahmenbedingungen der 
Geldmittelüberlassung; sind diese nicht entsprechend dokumen-
tiert, ist davon auszugehen, dass eine kurzfristige Geldmittelüber-
lassung vorliegt (vergleichbar einem Kontokorrentverhältnis). In 
so einem Fall muss die Verzinsung der Forderung entsprechend 
hoch sein und die Bonität des Gesellschafters ausreichen, um 
wie bei einer Kontokorrentschuld die Verbindlichkeit kurzfristig 
(innerhalb eines Jahres) tilgen zu können.

•	 	Zur Beurteilung der Bonität des Gesellschafters sind vor allem 
die Höhe und die Stabilität des Einkommens des Gesellschafters 
maßgeblich. Außerdem sind Vermögen und sonstige Schulden als 
Kriterium für die Bonitätsprüfung heranzuziehen.

•	 	Sicherheiten des Gläubigers sollen die Gesellschaft gegen das 
Ausfallrisiko aus der Geldmittelüberlassung absichern, weil die 
Bonität des Gesellschafters gerade bei einer längerfristigen Über-
lassung aufgrund künftiger Entwicklungen nicht vorhersehbar 
ist. Die Sicherheiten müssen dabei derart ausgestaltet sein, dass 
die Gesellschaft in der Lage ist, ihre Forderung - ungehindert 
von anderen Gläubigern - durch entsprechenden Zugriff bzw. 
Verwertung zu befriedigen.

Ergibt diese Prüfung, dass die am Verrechnungskonto erfasste For-
derung als Darlehen an den Gesellschafter anzuerkennen ist, kann 
eine verdeckte Ausschüttung gegebenenfalls (nur) im Ausmaß der 
Differenz zwischen der tatsächlich erfolgten Verzinsung und einer 
fremdüblichen Verzinsung vorliegen.

VwGH-Entscheidung neu
In einem dem VwGH vorliegenden Fall (GZ Ra 2018/13/0007 vom 
23.1.2019) ging es darum, ob bei einer Bonitätsprüfung des Ge-
sellschafters auch die Beteiligung an der GmbH, der gegenüber 
die Verbindlichkeit am Verrechnungskonto besteht, berücksichtigt 
werden darf. Dies hat der VwGH in seiner Entscheidung nun erstmals 
prinzipiell bejaht. Im vorliegenden Fall wurde ein Verkehrswert-
gutachten zur Darstellung des Werts der GmbH vorgelegt. Kon-
sequenterweise sollte jedoch die Forderung der GmbH gegen den 
Gesellschafter bei der Bewertung der Gesellschaft für Zwecke der 
Bonitätsüberlegungen nicht als Vermögen berücksichtigt werden.

In einem älteren Urteil hatte der VwGH (GZ 2011/15/0028 vom 
26.6.2014) judiziert, dass bei der GmbH-Bewertung im Zuge der 
Bonitätsprüfung auch ein Firmenwert, sofern er aufgrund persön-
licher Eigenschaften des Firmeninhabers entsteht, außer Ansatz 
zu bleiben hat, da ein fremder Dritter für diesen Firmenwert kein 
Entgelt bezahlen würde. 

Bei Bonitätsbewertungen des Gesellschafters ist also jedenfalls auf 
den konkreten Einzelfall abzustellen.

Das Gesellschafterverrechnungskonto steht bei vielen Betriebsprüfungen von GmbHs 
unter genauer Beobachtung. 

 ©momius- stock.adobe.com 
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Haftung des Geschäftsführers
 für nicht bezahlte Abgaben der GmbH

In einem in diesem Zusammenhang ergangenen Erkenntnis hat 
das Bundesfinanzgericht (BFG) die Haftung des Geschäftsfüh-
rers für die Abgaben der GmbH in der Insolvenz einer GmbH 

bejaht.

Voraussetzungen für eine persönliche Haftung des Geschäfts-
führers sind:
•	 	das Bestehen einer Abgabenforderung gegen die GmbH,
•	 	die Uneinbringlichkeit der Abgabenforderung (sog. Ausfallshaf-

tung),
•	 	die Verletzung abgabenrechtlicher Pflichten durch den Geschäfts-

führer (insb. Abgaben zu entrichten oder die zeitgerechte Einrei-
chung von Abgabenerklärungen),

•	 	das Verschulden des Geschäftsführers und

•	 	die Kausalität zwischen der Pflichtverletzung durch den Geschäfts-
führer und der Uneinbringlichkeit der Abgabenforderung.

Im Zusammenhang mit der Verletzung von abgabenrechtlichen 
Pflichten ist unter anderem vom Geschäftsführer darauf zu achten, 
dass sämtliche Schulden im gleichen Verhältnis befriedigt werden 
(sog. Gleichbehandlungsgrundsatz). Abgabenschulden sind somit 
gleichbedeutend wie andere Schulden, wobei für bestimmte Abgaben 
Ausnahmen zu beachten sind.

Auch das BFG ist in einer Erkenntnis zur Ansicht gelangt, dass 
der Geschäftsführer einer insolventen GmbH bei Verletzung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes für Abgabenschulden (wie etwa 
Umsatzsteuer und Normverbrauchsabgabe) persönlich haftet.

Geschäftsführer einer GmbH haben im Rahmen ihrer Tätigkeit zahlreiche Rechts- und 
Haftungsfragen zu beachten. Aufgrund abgabenrechtlicher Vorschriften besteht das Risiko, 

dass der Geschäftsführer für Abgaben der GmbH persönlich haftet.

 ©magele-picture- stock.adobe.com 
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Konteneinschau durch die Finanz
Bei der Öffnung eines Bankkontos werden im Gegensatz zur Einsicht in das Kontenregister 
alle Kontobewegungen sowie der Kontostand ersichtlich. Sie setzt daher eine gerichtliche 

Bewilligung durch das Bundesfinanzgericht voraus.

Die Konteneinschau und die Einsicht in das Kontenregister 
wurden als Mittel zur Betrugsbekämpfung eingeführt. Das 
Kontenregister ist eine Datenbank, die Informationen da-

rüber enthält, wer welche Konten bei welcher Bank hat. Die Kon-
teneinschau dagegen ist die Öffnung eines Bankkontos.

Konteneinschau – wann erlaubt?
Die Abgabenbehörde ist berechtigt, in einem Ermittlungsverfahren 
eine Konteneinschau bei einem Kreditinstitut zu verlangen, wenn 

•	 	begründete Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Abgabe-
pflichtigen bestehen, 

•	 	zu erwarten ist, dass die Auskunft geeignet ist, die Zweifel auf-
zuklären und 

•	 	zu erwarten ist, dass der mit der Auskunftserteilung verbundene 
Eingriff in die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen des 
Kunden des Kreditinstitutes nicht außer Verhältnis zu dem Zweck 
der Ermittlungsmaßnahme steht.

Bevor das Bundesfinanzgericht (BFG) allerdings einen Beschluss 
zur Konteneinschau fasst, ist der Abgabepflichtige anzuhören und 
seine Stellungnahme einzuholen.

BFG-Entscheidungen
In diversen Entscheidungen hat das BFG eine Konteneinschau als 
zulässig erachtet,
•	 	wenn Angaben eines Steuerpflichtigen den Erfahrungen des täg-

lichen Lebens deutlich widersprechen und zudem noch ungeklärte 
Zahlungsflüsse vorliegen. Weiters sind keine anderen zweckmä-
ßigen Ermittlungsmaßnahmen möglich, um die Angaben des 
Steuerpflichtigen zu kontrollieren.

•	 	wenn beträchtliche Mieteinnahmen nicht in der Steuererklärung 
erklärt worden sein könnten und das Bankkonto diesbezüglich 
konkrete Aufschlüsse bieten könnte.

Das BFG erachtete eine Konteneinschau dagegen als nicht zulässig, 
•	 	wenn die Abgabenbehörde für die Überprüfung von Umsätzen 

Bankunterlagen wünscht, jedoch keine Zweifel an der Richtigkeit 
der Beträge vorbringt,

•	 	wenn aus den vorgelegten Unterlagen nicht hervor geht, für welche 
konkreten Konten und für welche Zeiträume die Konteneinschau 
beantragt wird. 

Aus den auszugsweise angeführten Entscheidungen des BFG ist 
erkennbar, dass die Ersuchen einer Konteneinschau einer ausführ-
lichen Prüfung unterzogen werden. Es müssen sowohl die formellen 
Voraussetzungen vorliegen als auch die Zweifel an der Richtigkeit 
der Angaben des Abgabepflichtigen hinreichend begründet sein.

 ©nmann77- stock.adobe.com 
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Abgabenhinterziehung: Wer mitmacht 
oder mithilft, kann bestraft werden!

Ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichts (BFG) zeigt: Wer einen Täter dabei unterstützt, 
dazu bestimmt oder daran mitwirkt, eine Abgabenhinterziehung zu begehen, wird selbst 

zum Täter und kann auch entsprechend bestraft werden.

Dies betrifft nicht nur Unternehmer, 
Geschäftsführer, Gesellschafter, 
Familienmitglieder oder Berater, 

sondern auch Mitarbeiter, die sich „ein-
spannen“ lassen – wie das Bundesfinanz-
gericht (BFG) im folgenden Fall festgestellt 
hat:

Beurteilt wurde ein Einzelhandelsunter-
nehmen, in dem von der Dienstgeberin 
und ihrer einzigen Angestellten Leis-
tungen ohne Rechnungen erbracht und 
zwei Kassabücher – ein „offizielles“ und 
ein „inoffizielles“ – geführt wurden. Da 
auch die Angestellte Schwarzverkäufe 
tätigte und die offiziellen Umsätze und 
Schwarzumsätze in zwei verschiedenen 
Kassablöcken getrennt erfasste, erleichterte 
sie der Dienstgeberin die Bewirkung einer 
Abgabenhinterziehung und wurde dadurch 
zu einer sogenannten Beitragstäterin.

Wer ist ein Beitragstäter?
Beitragstäter ist, wer die Ausführung ei-
ner Straftat durch den unmittelbaren Täter 
(hier die Dienstgeberin) auf irgendeine Art 
und Weise ermöglicht, erleichtert, absichert 
oder sonst wie fördert. Ein Tatbeitrag kann 

somit sehr weit gehen, und zwar durch jede 
bewusste Handlung, die die Tatausführung 
in irgendeiner Weise physisch (durch tat-
sächliche Hilfe z.B. durch Übermittlung 
von bekanntermaßen falschen Steuererklä-
rungen bzw. durch die Zusage, den Täter 
nicht anzuzeigen) oder psychisch / intel-
lektuell (z.B. durch Erteilen von rechtswid-
rigen Ratschlägen) unterstützt. Bei einer 
bloßen Duldung oder Mitwisserschaft einer 
Straftat liegt hingegen kein Tatbeitrag vor.

Jeden Täter, egal ob unmittelbarer Täter 
oder Beitragstäter, trifft dieselbe Straf-
drohung; jeder verantwortet das eigene 
Unrecht bzw. die eigene Schuld und wird 
auch dementsprechend bestraft.

Strafbefreiende Selbstanzeige
Unter bestimmten Umständen besteht 
jedoch die Möglichkeit, eine Strafe noch 
abzuwenden. So konnte im konkreten Fall 
die Angestellte eine Verurteilung dadurch 
verhindern, dass sie die geplante Abgaben-
hinterziehung, noch bevor die falschen 
Steuererklärungen durch die Dienstgebe-
rin eingereicht wurden, beim Finanzamt 
anzeigte. Daran zeigt sich jedoch auch, 

dass für den unmittelbaren Täter jede 
Mitwisserschaft bzw. jeder Beitragstäter 
eine zusätzliche Gefahrenquelle darstellt, 
durch welche die Straftat aufgedeckt wer-
den kann. Umso mehr, als es dann in der 
Regel für eine strafbefreiende Selbstan-
zeige zu spät ist.

Es macht daher Sinn, bei Bedarf einer „Sa-
nierung der Vergangenheit“ zeitgerecht an 
eine korrekt erstattete Selbstanzeige zu den-
ken. Der Vorteil einer Selbstanzeige liegt 
insbesondere darin, dass mehrere Täter 
(unabhängig davon, ob unmittelbare oder 
Beitragstäterschaft vorliegt) von deren straf-
befreienden Wirkung profitieren können, 
sofern jeder (Beitrags-)Täter auch ausdrück-
lich von der Selbstanzeige umfasst wurde.

Da eine Selbstanzeige besondere formelle 
Voraussetzungen erfüllen muss und für 
deren Erstattung viel Erfahrung nötig ist, 
sollten Sie dafür unbedingt eine umfas-
sende Beratung in Anspruch nehmen! 

Lesen Sie mehr zum Thema Selbstanzeige 
in unserer nächsten Ausgabe!

 ©ronstik- istockphoto.com 
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Entgeltfortzahlung entfällt wegen grober 
Fahrlässigkeit des Arbeitnehmers

Der Anspruch eines Arbeitnehmers 
auf Entgeltfortzahlung nach § 2 
Abs 1 EFZG setzt voraus, dass der 

Arbeitnehmer nach Antritt des Dienstes 
durch Krankheit (Unglücksfall) an der Lei-
stung seiner Arbeit verhindert ist, ohne dass 
er die Verhinderung vorsätzlich oder durch 
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat.

Grobe Fahrlässigkeit bedeutet, dass ein 

besonders schwerer Sorgfaltsverstoß vor-
liegt und dass die erforderliche Sorgfalt so 
außer Acht gelassen wird, dass ein Schaden 
wahrscheinlich ist. Dabei ist der Verstoß 
gegen das normale Handeln auffallend und 
der Vorwurf gerechtfertigt. 

Grobe Fahrlässigkeit würde zum Beispiel 
dann vorliegen, wenn der Arbeitnehmer 
alkoholisiert mit dem Fahrrad von der Ar-

beit heimfährt und dabei stürzt. Nicht grob 
fahrlässig ist es hingegen, wenn jemand in 
einem zu engen Winkel mit dem Fahrrad 
in die Fußgängerzone einbiegt und dabei 
stürzt. In diesem Fall ist lediglich von ge-
wöhnlicher Fahrlässigkeit auszugehen. 
(vgl. OGH 9 ObA 26/19t vom 28. März 2019, vgl. auch  RIS-

Justiz RS0030272; RS0031127 und RIS-Justiz RS0030359; 

RS0030644)

Absolvierte eine Versicherte neben dem Bezug von 
Arbeitslosengeld ein Praktikum im Ausmaß von 35 
Wochenstunden, für das sie eine als „Stipendium“ be-

zeichnete Leistung in Höhe von monatlich  1.000 Euro erhielt, 
ist von einer Erwerbstätigkeit im Sinne des § 12 Abs. 1 Z 3 
AlVG auszugehen. Beim Praktikum stand zudem im konkreten 
Fall nicht der Ausbildungszweck im Vordergrund, sondern das 
Erlangen einer Zusatzqualifikation beziehungsweise Praxis zur 

Förderung des beruflichen Fortkommens. 

Da das erzielte Entgelt die Geringfügigkeitsgrenze übersteigt, 
hat somit keine Arbeitslosigkeit vorgelegen.

Das Arbeitsmarktservice war daher zum Widerruf des für die 
Zeit des Praktikums gewährten Arbeitslosengeldes berechtigt.
(vgl. VwGH 30. 1. 2018, Ra 2015/08/0215)

Entgeltliches Praktikum schließt Arbeitslosigkeit aus 
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Was passiert, wenn Mitarbeiter 
krank werden oder einen Un-
fall haben, während sie Über-

stunden „abfeiern“? Unterbrechen Krank-
heiten und unfallbedingte Auszeiten die 
Phasen des Zeitausgleichs – und gilt dieser 
als „nicht konsumiert“? Mit dieser Frage 
beschäftigte sich der OGH infolge einer 
Klage durch einen Betriebsrat. 

Das Gericht kam zu dem Ergebnis, dass 
eine krankheitsbedingte Dienstverhinde-
rung den Zeitausgleich nicht unterbricht 
und begründet dies wie folgt: 

Nach der Rechtsprechung des OGH kann 
eine Arbeitsverhinderung durch Krankheit 
oder Unfall nur in Zeiten bestehen, in de-
nen der Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung 

verpflichtet ist. Nicht die Erkrankung des 
Arbeitnehmers im Zeitausgleichszeitraum 
bewirkt den Entfall der Arbeitsleistung, 
sondern die mangelnde Verpflichtung zur 
Arbeitsleistung. Erkrankungen während 
des Verbrauchs von Zeitausgleich haben 
daher keine Auswirkungen auf das Ar-
beitsverhältnis. 
(vgl. OGH 27.02.2018, 9 Ob A 10/18p)

Ein Arbeitnehmer darf seine erworbenen Ansprüche auf be-
zahlten Jahresurlaub nicht automatisch deshalb verlieren, 
weil er keinen Urlaub beantragt hat. 

Weist der Arbeitgeber jedoch nachweislich nach, dass der Arbeitneh-
mer aus freien Stücken und in voller Kenntnis der Sachlage darauf 
verzichtet hat, seinen bezahlten Jahresurlaub zu nehmen, nachdem 

er die Möglichkeit hatte, ihn wahrzunehmen, steht das Unionsrecht 
dem Verlust dieses Anspruchs nicht entgegen. 

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann – unter den beschrie-
benen Umständen – die finanzielle Vergütung für entgangenen 
Urlaub entfallen. 
(vgl. EuGH, Rs C-619/16 und C-684/16)

Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub kann entfallen

Erkrankungen unterbrechen  
den Zeitausgleich nicht
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Impressum:
Herausgeber und für den Inhalt verantwort­
lich ist die Schlack & Partner Steuerbe­
ratung GmbH, Peter-Rosegger-Gasse 19,
8580 Köflach, T. 03144 2417, F. DW-24
office@schlack-partner.at

Irrtum, Druck- & Satzfehler vorbehalten. 

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit 
wird auf eine geschlechterspezifische Dif­
ferenzierung verzichtet. Entsprechende  
Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehand­
lung für alle Geschlechter.

Druck: Scharmer GmbH, 8330 Feldbach

Sonstige Bezüge von Dienstnehmern, 
wie etwa Urlaubs- und Weihnachts-
geld oder erfolgsabhängige Provisi-

onen bzw. Bonuszahlungen, werden inner-
halb des sogenannten „Jahressechstels“ mit 
einem festen Steuersatz begünstigt besteuert. 
Sonstige Bezüge, die das „Jahressechstel“ 
überschreiten, sind hingegen – wie das lau-
fende Gehalt – mit dem progressiven Ein-
kommensteuertarif zu besteuern.

Sonstiger Bezug?
Zur Frage, ob ein sonstiger Bezug vorliegt, 
wenn eine Prämie „laufend“ in Monatsra-
ten verteilt ausgezahlt wird, hat der VwGH 
nunmehr eine Entscheidung getroffen. Ent-
scheidend für die Beurteilung einer Zahlung 
als sonstiger Bezug ist laut VwGH, dass sich 
diese sowohl durch den Rechtstitel, auf den 
sich der Anspruch begründet, als auch durch 
die tatsächliche Auszahlung deutlich von den 
laufenden Bezügen unterscheidet.

Begünstigter Steuersatz
Es liegt im Wesen eines sonstigen Bezuges, 
dass er zusätzlich zum laufenden Bezug be-
zahlt wird. Im Ausmaß des Jahressechstels, 
welches sich – vereinfacht ausgedrückt – aus 
zwei durchschnittlichen Bruttomonatsbezü-
gen zusammensetzt, werden sonstige Bezüge 
mit einem festen Steuersatz begünstigt be-
steuert. Der begünstigte Steuersatz beträgt

•	 	für die ersten € 620 (Freibetrag) 0%
•	 	für die nächsten € 24.380 6%
•	 	für die nächsten € 25.000 27% und
•	 	für die nächsten € 33.333 35,75%

Zudem ist bei sonstigen Bezügen die Frei-
grenze von € 2.100 zu berücksichtigen.

„Formel 7“-Modell
Das in der Praxis als „Formel 7“-Modell be-
kannte Prämienoptimierungsmodell wurde 
damit indirekt durch den VwGH bestätigt 
und kann daher zum Vorteil des lohnsteu-

erpflichtigen Dienstnehmers weiter ange-
wendet werden.

Dabei wird die festgestellte Prämie gesieben-
telt, wobei 6 Siebentel gleichmäßig verteilt 
über 6 Monate als laufender (das Jahressech-
stel erhöhender) Bezug ausgezahlt und zum 
normalen Tarif besteuert werden und ein 
Siebentel am Ende des Jahres als sonstiger 
Bezug begünstigt besteuert wird.

Für die Optimierung der begünstigten Be-
steuerung von Prämienzahlungen ist es 
notwendig, die genauen Auszahlungsmo-
dalitäten bereits im Vorfeld entsprechend 
schriftlich zu regeln, wobei der jeweilige 
Einzelfall zu berücksichtigen ist.

Wir unterstützen und beraten Sie dabei 
gerne.

Begünstigte Besteuerung 
von Sonderzahlungen

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat unlängst indirekt ein Optimierungsmodell 
bestätigt, das es erlaubt, ein Siebentel einer Prämie am Ende des Jahres als 

sonstigen Bezug begünstigt besteuern zu lassen. 
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